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LEITSÄTZE — RECHTSSACHE C-195/04 

2. Verfahren — Klageschrift — Formerfordernisse 

(Verfahrensordnung des Gerichtshofs, Art. 38 § 1 Buchst. c) 

1. Der Gegenstand der nach Art. 226 EG 
erhobenen Klage wird zwar durch das in 
dieser Vorschrift vorgesehene vorpro­
zessuale Verfahren umschrieben, wes­
halb die mit Gründen versehene Stel­
lungnahme der Kommission und die 
Klage auf dieselben Rügen gestützt 
werden müssen; dieses Erfordernis kann 
aber nicht so weit gehen, dass sie in 
jedem Fall völlig übereinstimmend for­
muliert sein müssen, sofern nur der 
Streitgegenstand nicht erweitert oder 
geändert, sondern lediglich beschränkt 
worden ist. Daher kann die Kommission 
ihre ursprünglichen Rügen in ihrer 
Klageschrift präzisieren, sofern sie den 
Streitgegenstand nicht ändert. 

(vgl. Randnr. 18) 

2. Aus Art. 38 § 1 Buchst. c der Verfah­
rensordnung des Gerichtshofs und der 
einschlägigen Rechtsprechung ergibt 
sich, dass die Klageschrift den Streit­
gegenstand angeben und eine kurze 
Darstellung der Klagegründe enthalten 
muss und dass diese Angaben so klar 
und deutlich sein müssen, dass sie dem 
Beklagten die Vorbereitung seines Ver­
teidigungsvorbringens und dem Ge­
richtshof die Wahrnehmung seiner Kon­
trollaufgabe ermöglichen. Folglich müs­
sen sich die tatsächlichen und rechtli­
chen Umstände, auf die eine Klage 
gestützt wird, zusammenhängend und 
verständlich unmittelbar aus der Klage­
schrift ergeben, und die Anträge der 
Klageschrift müssen eindeutig formu­
liert sein, damit der Gerichtshof nicht 
ultra petita entscheidet oder eine Rüge 
übergeht. 

(vgl. Randnr. 22) 
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